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Betreff: 
Ersatzneubau Kita Ebersheim; 
hier: Außerplanmäßige Bereitstellung einer Verpflichtungsermächtigung für das Haushaltsjahr 
2020 
 
 
Dem Oberbürgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen 
 
Mainz,              Mai 2020 
 
gez. 
 
Günter Beck 
Bürgermeister 
 
 
Mainz,              Mai 2020 
 
 
 
 
Michael Ebling 
Oberbürgermeister 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen empfiehlt, der Stadtrat beschließt beim Projekt 
„Kita Ebersheim Ersatzneubau“ (7.000842) für das Haushaltsjahr 2020 die außerplanmäßige 
Bereitstellung einer Verpflichtungsermächtigung (VE)  in Höhe von 1.940.000 EUR zu Lasten der 
genehmigten Verpflichtungsermächtigungen des städtischen Gesamthaushaltes. 
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1. Sachverhalt 
2. Lösung 
 
Der Grundsatzbeschluss zum Ersatzneubau der Kita Ebersheim wurde im Stadtrat am 28.06.2017 
(Drucksache-Nr. 0730/2017) getroffen.  Es soll eine 6-gruppige Kita mit insgesamt 102 Betreu-
ungsplätzen in Ganztagsform errichtet werden. Um den Bedarf an Betreuungsplätzen im Stadtteil 
Ebersheim decken zu können, soll diese Kita als sogenannte „Baukasten-Kita“ sehr zeitnah um-
gesetzt werden.  
 
Bei diesem Projekt wurden bisher Haushaltsmittel in Höhe von 4.207.895 EUR im Haushalt be-
rücksichtigt: hiervon entfallen auf das Planungs- und Baubudget 3.892.232 EUR, 213.032 EUR für 
Ausstattung sowie aktivierbare Eigenleistungen in Höhe von 102.631 EUR.  
 
Aufgrund der bereits gesammelten Erfahrungen mit den „Baukasten-Kitas“ und unter Berücksich-
tigung der Gegebenheiten des Grundstückes ist aktuell mit Bau- und Planungskosten in Höhe von 
insgesamt 5.832.232 EUR zu rechnen. Um die notwendigen weiteren Ausschreibungen und Auf-
träge nun umgehend auf den Weg bringen zu können, ist daher zusätzliches Budget erforderlich. 
 
 
3. Alternative 
 
Ohne Bereitstellung der außerplanmäßigen Haushaltsmittel kann die Maßnahme nicht fortgeführt 
werden und somit dem Rechtsanspruch auf Betreuung in einer Tageseinrichtung nur in einem 
geringen Umfang entsprochen werden.  
 
 
 
4. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen 
 
Keine 
 
 
5. Finanzierung 
 
Außerplanmäßige Bereitstellung einer Verpflichtungsermächtigung (VE) in Höhe von 1.940.000 
EUR zu Lasten der bereits genehmigten Verpflichtungsermächtigungen des städtischen Gesamt-
haushaltes. 
Die Auszahlungsermächtigung (Bau- und Planungskosten, sowie aktivierbare Eigenleistungen) 
wird bei den Anmeldungen zum Doppelhaushalt 2021/2022 berücksichtigt.  
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